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N i c h t   z i t i e r f ä h i g ! 

(Peter Biesenbach [CDU]: Wenn Herr Körfges seine Frage noch stellen kann? – Sonst 
gehe ich auf meinen Platz!) 

– Sie haben Ihre Redezeit bereits deutlich überschritten. 

(Hans-Willi Körfges [SPD] winkt ab.) 

– Ich sehe gerade, dass das kollegialiter anders geregelt wird. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD der Abgeordnete Hübner das Wort. 

Michael Hübner (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegen! Herr 
Biesenbach, es ist schon ganz erstaunlich, dass die CDU-Fraktion die Kommunen jetzt in 
den Blick nimmt, nachdem sie sie in den letzten fünf Jahren nicht in den Blick genommen 
hat. Ich beglückwünsche Sie zu dieser Entscheidung und freue mich darauf, dass wir mit 
dem vorgelegten Vorschlag vielleicht konstruktiv umgehen können. 

(Beifall von der SPD) 

Eine Frage, die der Kollege Körfges gerade nicht an Sie stellen konnte, lautete: Was ist 
denn mit Essen? – Essen befindet sich in der zweiten Stufe – wahrscheinlich –, wenn – das 
wird, bitte, kommunal entschieden – die Kollegen in Essen zu der Überzeugung kommen, 
ob sie in der zweiten Stufe dazugehören wollen. Wir wissen zum heutigen Zeitpunkt nicht – 
abschätzbar ist das nicht –, wer in der zweiten Stufe an den insgesamt 310 Millionen € par-
tizipieren kann. Der Vorschlag liegt uns vor. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Herr Löttgen, genauso redlich ist es, jetzt darüber zu diskutieren, wann die Bundesbeteili-
gung, die Junkernheinrich-Lenk übrigens auch immer eingefordert haben, tatsächlich 
kommt. Das Bundeskabinett hat meines Wissens doch nur vorgeschlagen, dass für das 
nächste Jahr zunächst 30 % übernommen werden. Die 2014-er Regelung ist lediglich zuge-
sagt, war aber noch nicht einmal im Bundeskabinett. 

Wenn die CDU erkannt hat, dass sie in Nordrhein-Westfalen kommunalfreundlich agieren 
will, sollte sie sich deutlich dafür einsetzen, dass das 2014 auch so passiert. 

(Beifall von der SPD) 

Ich bin für die vermittelnden Worte, die Herr Engel heute gefunden hat, sehr dankbar und 
will das nachdrücklich mit einer Zahl unterstützen, Herr Engel: Das Finanzvolumen von 38 
Milliarden € – Junkernheinrich-Lenk haben es gesagt –, das nämlich aufzubringen wäre, um 
das Modell eben einmal umzusetzen, haben wir nicht zur Verfügung. Das ist so. Wir haben 
350 Millionen €. 

Jetzt geht es – wie Minister Jäger es vorgeschlagen hat – darum, daraus nach Möglichkeit 
das Beste herauszuholen. Minister Jäger hat den Vorschlag gemacht, wie mit den 34 Städ-
ten, die entsprechend verschuldet sind, … 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jäger macht das Gegenteil von dem, was er 2008 gesagt 
hat!) 

– Vielleicht lassen Sie mich auch einmal ausreden; danke schön, Herr Hovenjürgen! 
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… umzugehen ist, denen nämlich einen Teil der Verbindlichkeiten, die für den strukturellen 
Ausgleich notwendig sind, abzunehmen. Das ist doch ein völlig vernünftiges Signal. 

Herr Kollege Körfges hat deutlich gemacht: Es geht uns auch darum, dass das objektiv 
machbar sein muss. Die Städte dürfen sich nicht kaputt sparen. 

Wo sind denn die Städte heute? Die befinden sich doch heute alle im Nothaushaltsrecht. 
Die können doch gar nicht mehr ohne die Bezirksregierung oder die untere Kommunalauf-
sicht agieren. 

Uns und dem Ministerium geht es darum, wieder genehmigungsfähige Haushalte zu errei-
chen. Es muss doch unser aller Ziel sein, dass die Städte nicht ins Bluten kommen, wenn 
sie zum Beispiel ein paar neue Bleistifte brauchen. Das ist doch die Situation, in der sich 
Castrop-Rauxel heute schon befindet. 

Wir müssen diese Kommunen mit den Möglichkeiten, die wir haben, dort herausführen und 
für die 34 Städte das Beste herausholen. Dass das nur ein Baustein ist, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, müsste doch klar sein, und zwar spätestens nach den langwierigen Diskussi-
onen zur Änderung des § 76 Gemeindeordnung, um zehnjährige Haushaltssicherungskon-
zepte überhaupt möglich zu machen. Es müsste klar geworden sein bei der Intention, als wir 
das GFG 2011 diskutiert haben und es jetzt für 2012 auf den Weg bringen, wobei wir schon 
2011 angekündigt haben, dass der Soziallastenansatz ein viel wesentlicherer Ansatz wer-
den wird, der absehbar zu einer deutlichen Verbesserung gerade in diesen 34 Städten füh-
ren wird.  

(Zurufe von der CDU)  

In keinen anderen Städten führt das zu Verschlechterungen, denn – das hat Minister Jäger 
gerade deutlich gemacht – es wird nichts weggenommen. Das GFG wird wiederum eines 
der besten GFGs sein, das wir finanziell ausgestattet haben. Das kommende GFG wird das 
beste GFG sein.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU] – Gegenruf von Minister Ralf Jäger: Das kann 
ich machen!) 

Es geht lediglich um den Aufwuchs der Mittel; das alles ist im Detail dargestellt worden.  

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit, denn meine Redezeit ist zu Ende. – Danke 
schön.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hübner. – Für die 
Landesregierung hat nun Herr Minister Jäger um das Wort gebeten, das er hiermit selbst-
verständlich bekommt. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – 
Ich will dem Kollegen Körfges ausdrücklich recht geben. Die Frage, ob wir alle gemeinsam 
helfen müssen, ist beantwortet. Darüber streiten wir in diesem Landtag nicht mehr. Das ist 
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